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Anzehrung des Kindesvermögens und sozialhilferechtliche Rückerstattungspflicht
Sachverhalt

Ich führe eine Beistandschaft nach Art. 310/308/325 ZGB für einen minderjährigen Jungen, geb. 1996. Er wurde ca. einjährig in eine Pflegefamilie platziert. Sein Vater starb 2000, daraus resultiert eine Halbwaisenrente per 01.10.2000. Die Erbschaft musste wegen Überschuldung ausgeschlagen werden. Seine Mutter hat eine IV Rente, es entzieht sich meiner Kenntnis seit wann, der Junge hat daraus eine Kinderrente zur Mutter. Sie hat wahrscheinlich kein Vermögen und ev. auch El. Keine weitere Erbschaft ist zu erwarten. Die Finanzverwaltung wird durch das Sozialamt der erstplatzierenden VB geleistet. Es besteht auch ein EL Anspruch.  Vom Grossvater väterlicherseits,  gest. 09.2001, hat der Junge Fr. 15`676.- geerbt. Das Sozialamt macht nun den Artikel 18 des Sozialhilfegesetzes des Kantons St. Gallen geltend und erhebt Anspruch auf das volle Erbe zur Rückzahlung der aufgelaufenen Schuld seit 1992! (vor seiner Geburt)  Sie gehen davon aus, dass das Erbe Kindsvermögen nach Art. 320 Abs. 2 ZGB ist. Das Sozialamt will nun die Zahnarztkosten nicht übernehmen, die Erbschaft soll dafür herhalten. Eine detaillierte Abrechnung der Schulden fehlt! 
Fragen: 

1. Ist das Erbe zur Rückzahlung der Schuld frei zu geben? 
2. Wenn ja, gibt es eine Beitragsgrenze? 
3. Muss die VB die Zustimmung geben? 
4. Muss der minderjährige Junge Schulden seiner Eltern damit begleichen? Seine Fremdplatzierungskosten? 
Erwägungen
1. Die Eltern dürfen gemäss Art. 319 ZGB die Erträge des Kindesvermögens für Unterhalt, Erziehung und Ausbildung des Kindes und, soweit es der Billigkeit entspricht, auch für die Bedürfnisse des Haushaltes verwenden. Die ausserordentliche Beteiligung an den Bedürfnissen des (gemeinsamen) Haushaltes ist ausnahmsweise dann gegeben, wenn ein erhebliches Ungleichgewicht der Leistungsfähigkeit von Eltern und Kind besteht oder als solidarische Abgeltung für die im Bereich der persönlichen Betreuung entstehenden Auslagen, insb. der Fremdbetreuung (P. Breitschmid, in: Basler Kommentar, Art. 319 N 3 ff.). Gemäss Art. 321 ZGB dürfen Eltern sodann die Erträge des Kindesvermögens dann nicht verbrauchen, wenn es dem Kind mit dieser ausdrücklichen Auflage oder unter der Bestimmung zinstragender Anlage oder als Spargeld zugewendet wurde.
2. Das Kindesvermögen bestehend aus Erbschaft oder Schenkung darf mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 320 Abs. 2 ZGB dann angezehrt werden, wenn die Kosten des Unterhaltes, der Erziehung oder der Ausbildung eine Anzehrung als notwendig erscheinen lassen. Davon ausgenommen sind Abfindungen (Art. 288 ZGB), Schadenersatz (Art. 41 OR) und ähnliche Leistungen in Teilbeträgen gemäss Art. 320 Abs. 1 ZGB, da diese Leistungen Unterhaltsersatzfunktion haben. Sie können für die laufenden Bedürfnisse des Unterhaltes verbraucht werden.
3. Art. 18 des St. Gallischen Sozialhilfegesetzes lautet wie folgt:
Rückerstattung  a) durch die unterstützte Person

1. bei rechtmässigem Bezug

1 Wer für sich, für Familienangehörige, für eine Person, die mit ihm in eingetragener Partnerschaft lebt, oder für ein Kind, das in der Gemeinschaft der eingetragenen Partnerschaft lebt, finanzielle Sozialhilfe bezogen hat, erstattet diese zurück, wenn sich seine finanzielle Lage gebessert hat und die Rückerstattung zumutbar ist.

2 Die Rückerstattung erstreckt sich auf finanzielle Sozialhilfe, welche die unterstützte Person für sich, für die mit ihr verheiratete oder mit ihr in eingetragener Partnerschaft lebende Person und ihre unmündigen Kinder erhalten hat.

3 Wer für sich während der Unmündigkeit oder bis zum Abschluss einer in dieser Zeit begonnen Ausbildung, längstens jedoch bis zur Vollendung des 25. Altersjahres, finanzielle Sozialhilfe bezogen hat, erstattet diese zurück, soweit er aus Erbschaft bereichert ist.
4. Die kantonalen und kommunalen Sozialhilfebehörden sind gemäss Art. 49 BV an die bundesrechtlichen Vorgaben des Kindesrechts gebunden („Bundesrecht geht entgegenstehendem kantonalem Recht vor“). Die SKOS-Richtlinien koordinieren das Verhältnis zwischen Kindesrecht und Sozialhilferecht in E-2.1., indem sie festhalten, dass das Vermögen von Unmündigen nur nach dem Kindesrecht angerechnet werden darf.  Gemäss Art. 11 des St. Gallischen Sozialhilfegesetzes kann der Regierungsrat Richtlinien von Fachorganisationen, z.B. die SKOS – Richtlinien verbindlich erklären.  Inwiefern der Regierungsrat des Kantons SG dem nachgekommen ist, kann aufgrund der mangelnden Publikation einer allfälligen Verordnung auf dem Internet nicht geklärt werden. Gemäss Art. 6 Abs. 1 ZGB kann aber kantonales öffentliches Recht nur Bundeszivilrecht entgegen stehen, wenn es hierfür haltbare Gründe gibt, die Regelung nicht Sinn und Zweck des Bundeszivilrechts widerspricht und dadurch das Bundeszivilrecht nicht vereitelt wird (H. Schmid, in: Basler Kommentar, Art. 6 ZGB N 10 ff. ). Die voraussetzungslose Anzehrung von Kindesvermögen aufgrund einer kantonalrechtlichen Bestimmung würde somit gegen Bundesrecht verstossen und wäre deshalb auch darum nichtig. Die kantonalrechtlichen Grundlagen sind im Lichte der bundesrechtlichen Regelung auszulegen. 
Fazit: 
Beantwortung der Frage 1: 
Aus dem geschilderten Sachverhalt ist nicht eindeutig eruierbar, ob die Mutter und das Kind Sozialhilfe bezogen haben oder die Mutter, resp. das Kind alleine. Sollte die Mutter nur Sozialhilfe bezogen haben, ist nur sie gemäss Art. 18 SHG rückerstattungspflichtig. Das Kind wäre nur über die Verwandtenunterstützungspflicht gemäss Art. 328 f. ZGB leistungspflichtig; aber auch das nur, sofern die Vormundschaftsbehörde der Anzehrung des Vermögens gemäss Art. 320 ZGB zustimmt und die angemessene Ausbildung des Kindes durch solche Leistungen nicht gefährdet würde (C. Hegnauer, in: Kindesrecht, Rz. 28.09).
Soweit das – vorliegend unmündige  - Kind Unterstützungsleistungen bezogen hat und erbt, kommt Art. 18 Abs. 3 SHG zur Anwendung. Dieser Artikel richtet sich primär an Personen, die als Minderjährige einen eigenen Anspruch auf Sozialhilfe aufgrund Art. 7 des Bundesgesetzes über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (ZUG) begründet haben
. Art. 18 Abs. 3 SHG ist im Lichte der bundesrechtlichen Vorgaben auszulegen. Hierzu gehört das Kindesrecht. Erbschaften fallen ins Kindesvermögen, deren Erträge für den Unterhalt verwendet werden dürfen; das Vermögen kann aber nur substantiell mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 320 Abs. 2 ZGB angezehrt werden. Dies muss auch im Zusammenhang von Art. 18 SHG gelten. Dabei sind in einem umfassenden Sinne primär das Kindeswohl, aber auch sämtliche Elemente und Faktoren, welche das Kindeswohl mitbeeinflussen oder von denen es abhängig ist, insb. die Situation in welcher das Kind lebt, mit zu berücksichtigen und in die Entscheidfindung miteinfliessen zu lassen.
Beantwortung der Frage 2/3:
Eine Beitragsgrenze gibt es nicht; die Vormundschaftsbehörde hat über die Anzehrung zu befinden unter einer umfassenden Interessenabwägung (siehe Frage 1) im Sinne des Kindeswohls. Hierzu gehören nicht nur die Berücksichtigung der  laufenden Kosten, sondern auch die Kosten, die künftig mit einer Ausbildung und Freizeitbedürfnissen des Kindes anfallen. Zu berücksichtigen ist insbesondere, dass die Rückerstattung nicht für die Verbesserung oder zur Bestreitung der laufenden Kosten dient und in der Regel eine Rückerstattung die Situation des Kindes nicht (positiv) verändert. So dürfen die Eltern sich auch nicht aus dem Kindesvermögen für frühere Unterhaltskosten bezahlt machen (ZVW 1986, S. 79). Deshalb ist meines Erachtens gegebenenfalls eine Zustimmung nur sehr zurückhaltend zu erteilen.  
Beantwortung der Frage 4:
Die Kosten für Kindesschutzmassnahmen gehören gemäss Art. 276 ZGB zur Unterhaltspflicht der Eltern; diese haben dafür aufzukommen. Das Kind kann nur ausnahmsweise gemäss Art. 276 Abs. 3 ZGB hier beigezogen werden. Insofern müssen vorliegend für die Kosten für Kindesschutzmassnahmen die Eltern aufkommen; das Kind kann nur subsidiär und im Rahmen des Kindesvermögensrechts gemäss Art. 320 ZGB mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde zum Unterhalt beitragen.
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� Art. 7 ZUG  Unmündige Kinder


1 Das unmündige Kind teilt, unabhängig von seinem Aufenthaltsort, den Unterstützungswohnsitz der Eltern oder jenes Elternteils, unter dessen Gewalt es steht.


2 Wenn die Eltern keinen gemeinsamen zivilrechtlichen Wohnsitz haben, teilt es den Unterstützungswohnsitz jenes Elternteils, bei dem es wohnt.


3 Es hat eigenen Unterstützungswohnsitz:


a. am Sitz der Vormundschaftsbehörde, unter deren Vormundschaft es steht;


b. am Ort nach Artikel 4, wenn es erwerbstätig und in der Lage ist, für seinen Lebensunterhalt selber aufzukommen;


c. am letzten Unterstützungswohnsitz nach den Absätzen 1 und 2, wenn es dauernd nicht bei den Eltern oder einem Elternteil wohnt;


d. an seinem Aufenthaltsort in den übrigen Fällen
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